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Auszug
aus dem Protokoll des Stadtrates von Zürich

vom 14. Mai 2003

760. Schriftliche Anfrage von Dr. Andreas J. Schlegel betreffend ver-
pachtete Restaurants, Umsatznachweis. Am 18. Dezember 2002
reichte Gemeinderat Dr.AndreasJ. Schlegel (FDP) folgende Schrift-
liche AnfrageGRNr. 2002/564 ein:

W~s gedenkt der Stadtrat zu tun, um die Nachweise der Umsätze in den ver-
pachteten Restaurants (inklusive der als «privat» deklarierten Parties) sofort
sicherzustellen?

Begründung:
Gemäss Feststellung verschiedener Revisionen der Finanzkontrolle sind die
Rechnungsführungsunterlagen oft unvollständig oder die Umsätze in den
Restaurants aus anderen Gründen nicht vollständig oder nicht plausibel. Da
die Miete meistens auf einer Umsatzmiete (z. B. 1.0 Prozent vom Jahresum-
satz) basiert,entstehen dadurch der Stadt direkte Einnahmenausfälle und
wahrscheinlich zudem noch Ausfälle an Steuereinnahmen.

Der Stadtrat beantwortet die Anfrage wie folgt:

Die Stadt bewirtschaftet im Finanzvermögen der Liegenschaften-
verwaltung aktuell 56 Restaurants und 17 Kioske. Daneben besitzt
die Stadt noch gastrononrische Angebote, welche von andern Äm-
tern betreut werden (z. B. Betriebe in Sportanlagen, Kulturstätten,
Spitälern und Heimen).
Bei den Restaurants handelt es sich zumeist ~m kleinere und grös-
se re Quartierwirtschaften mit oder ohne Saalbetrieb, Ausflugs-
betriebe sowie Restaurants oder Cafes in Amtshäusern oder in
Mehrfamilien- und Geschäftshäusern. Die Liegenschaftenverwal-
tung führt diese Wirtschaften nicht selber; sie sind ausnahmslos an
Drittperson~n (Wirte oder Wirtinnen) vermietet, welche die Be-
triebe auf eigene Verantwortung und Rechnung führen.

Die Liegenschaftenverwaltung hat im Jahre 2001 ein Verzeichnis her-
ausgegeben, in welchem alle von ihr betreuten Betriebe, geordnet
nach Stadtkreisen, aufgeführt sind. Enthalten sind diverse Angaben
über das Angebot und die Öffnungszeiten. Ergänzend dazu ist vor
kurzem eine detailliertere Zusammenstellung derjenigen Betriebe
hinzugekommen, welche über Räume für Bankette, Anlässe und
Versammlungen verfügen. Beide Publikationen erfreuen sich einer
regen Nachfrage und sollen periodisch aktualisiert werden.

Für die überwiegende Mehrzahl der Betriebe entrichten die Miete-
rinnen oder Mieter einen umsatzabhängigen Mietzins. Diese Art der
Mietzinsgestaltung ist branchenüblich. Anwendung fmden, je nach
Art und Lage des Betriebes sowie unter Berücksichtigung der Re-
gelungen betreffend Investitionen und Unterhalt, unterschiedliche
Prozentansätze. Teilweise sind diese im Sinne eines Anreizes degres-
siv gestaltet.
Vereinbart wird aber immer auch ein Mindestmietzins. Liegt der auf-
grund des erzielten Umsatzes errechnete Mietzins tiefer als der Min-
destmietzins, ist auf jeden Fall letzterer geschuldet. Der Mindest-
mietzins ist indexiert und kann periodisch den Veränderungen des
Landesindexes der Konsumentenpreise angepasst werden. Eine An-
passung des Mindestnrietzmses wird auch dann vollzogen, wenn
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während der Vertragsdauer betrieblich konzeptionelle Verbesserun-
gen oder wertvermehrende Renovationen vorgenommen werden.

Neu ausgehandelt werden die Konditionen bei einer Neuvennietung
(die Bewerber müssen in der Regel neben einem Konzeptauch eine
Mietzinsofferte einreichen) oder bei einer Erneuerung des Mietver-
hältnisses mit einer bestehendenMieterschaft.

Die Mieter leisten entspreciJ;end dem Mindestmietzins oder auf-
grund vonVorjahreszahlen monatliche oder quartalsweise Teilzah-
lungen. Am Ende des JahI:es werden pro Betrieb eine Abrechnung
und die Rechnung für die Nachzahlung oder eine Gutschrift erstellt.

Im Mietvertrag sind die Abläufe für die Erfassung und die Meldung
der Umsätze, die Mietz.i~sa~rf1:c.hnun~ u~d die .Buchführung klar
geregelt. Insbesondere smddIelzmspfuchtlgen EInnahmen aus dem
Mietobjektgenau umschrieben. Es liegt selbstverständlich im Inter-
esse der Liegenschaftenverwaltung, dass die Mieterinnen und Mieter
der städtischen Restaurants dit:] Umsätze vertragskonform erfassen
und der Liegenschaftenverwalt41igmelden.
Für die Meldung der jeweiligen Umsätze, die vierteljährlich zu er-
folgen hat, stellt die Liegenschaftenverwaltungspezielle Erfassungs-
formulare zurVerfügung, in welchen die Einnahmen nachVerkaufs-
stel.lenge~rdnet.(z.~.Re.~~au~~nt oder Take Away), detaill~er~ auf-
zUführensmd. DIe vIerteljahrhdhen Umsatzmeldungen ermoghchen
der Liegenschaftenverwaltung die Umsatzentwicklung des jewei-
ligen Betriebes während des Jahres hindurch zu beobachten, um bei
allfälligen Ertragseinbruchen frühzeitig reagieren und mit der Mie-
terschaft die Ursachen abzuklären bzw. Massnahmen ergr~ifen zu
können.
Die Liegenschaftenverwaltung Jstsomit inder Lage, die gemeldeten
Umsätze aufgrund von Vergleichen mit denVorjahI:enund ähnlichen
Betrieben einer Plausibilitätsprufung zu unterziehen. Die detaillierte
Üb'erprufung der gemeldeten Umsätze mit der Betriebsbuchhaltung
wird in unreg~lmässigen Abständen von der städtischen Finanz-
kontrolle vorgenommen. Dieseüberpruft stichprob'enweise die ord-
nungsgemässe Erfassung der Umsätze mit der Registrierkasse und
dieÜb~reinstimmung der geme~deten Einnahmen mit den Zahlenin
den Kassabüchern. Weiter erfolgt eine Abstimmung mit den Um-
satzmeldungen, welche die Betriebe für die Mehrwertsteuerabrech-
nung verwenden.
Die Finanzkontrolle erstellt in der Folge zuhanden der Liegen-
schaftenverwaltung einen Revisionsbericht mit dem entsprechenden
Prüfungsergebnis und mit Empfehlungen über allfällig erforderliche
Massnahmen. Der Bericht wird dem jeweiligen Mieter von der
Liegenschaftenverwaltung zugestellt. Anschliessend werden erfor-
derliche Korrektur~n (Nacprechnungen oder Gutschriften)
vorgenommen und dIe :umsetZung der empfohlenen Massnahmen

.
besprochen. ~ .
Ein Quervergleich de~ Revisio sb.erichte der Finanzkon~rolle über
die letzten fünf JahI:e m den st .dtlschen Restaurants ergIbt zusam-
mengefasst folgenden Befund:
-Teilweise unvollständige Aufbt\wahrung von Kassenstreifen und

Tagesabrechnungen;
-Verschiedentlich nicht nachVollziehbare Kontrollen der Leerung

der Registrierkassen; !
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-Vereinzelt nicht vertragskonforme Verbuchung 'Von Umsätzen
undSaal1tlieten in die Registrierkasse;

-Unstimmigkeiten bei der Umsatzerfassung beim Verkauf von
Artikeln über die Gasse oder bei Ausserhauslieferungen (Party-
Service-Dienstleistungen) .

,Das Ergebnis der durchgeführten Prüfungen wird in den einzelnen
Revisionsberichten von der Finanzkontrolle mehrheitlich als ver-
tragskonform befunden. Die meisten Beanstandungen sind auf
mangelhafte und teilweise schwierig nachvollZiehbare Umsatz-
erfassungen sowie auf ein veraltetes Kassenmaterialzurückzuführen.
Unstimmigkeiten können sich weiter in der Einarbeitungsphase nach
einem Wechsel der verantwortlichenrPersonen (Geschäftsführung,
Administration usw.) ergeben.
Wie etwa Fälle zu handhaben sind, wo ein städtischer Wirt mit seiner
Infrastruktur einen Anlass an einem fremden Ort für einen Stamm-
gast organisiert oder mit seinem Betrieb ausserhalbdes Gebäudes ei-
nen Quartieranlass unterstützt oder ein Gast mit einem externen
Lieferanten einen Anlass in den Räumen eines städtischen Restau-
rants mit Zustimmung des Wirte~ durchführt, muss im Einzelfall auf-
grund der Fakten beurteilt werdfn. Die Wirte erkundigen sich in der
Regel vorgängig bei der Liegenschaftenverwaltung. Massgebend ist,
in welchem Umfang von der Stadt finanzierte Infrastruktur mitbe-
ansprucht wird.
Fälle von «privaten Parties», wie sie der Anfrager erwähnt, sind bis-
her nicht bekannt. Hier wäre zu definieren, ob es sich um einen An-
lass von Drittpersonen oder um einen privaten Anlass des Mieters
handelt, den er selber in den eigenen Mieträumen abhält. Gehen die
Konsumationen zulasten der eingeladenen Personen, wäre der Um-
satz auf jeden fall mietzinspflichtig.
Im erwähnten Zeitraum von 5 Jahren ergaben sich bei den Umsatz-
meldungen aufgrund der Revisionen Nachträge von insgesamt rund
Fr. 55000.- bzw. von durchschnittlich etwa Fr. 11000.- pro Jahr.
Umgekehrt,wurden im gleichen Zeitraum rund Fr. 30 000.- zu hohe
Umsätze gemeldet. pem gesamten jährlichen Umsatz der städti-
schen Restaurants v?nrund 85 Mio. Franken gegenübergestellt sind
beide Beträge unbedeutend.
Die Mietzinsnacbbelastungen beliefen sich im gleichen Zeitraum
(5 Jahre) auf total rund Fr. 3000.-; die Rückerstattungen auf etwa die
halbe Summe.
Weitergehende Abweichungen.l~gen im Zeitraum von 1993 bis 1997
vor. Die entsprechenden Differefizen wurden aber korrigiert; die ent-
sprechenden Mietverhältnisse bestehen in der Zwischenzeit nicht
mehr.
Zusammengefasst ergibt sichaufgrund der bisherigen Erfahrungen
und der~argelegten Zahlen ein positives Bild. Aufgrund der bisher
vorliegenden Ergebnisse darf der Schluss gezogen werden, dass im
erhoben~n Zeitraum der letzten 5 Jahre kein städtisches Restaurant
bewusst Umsätze unterschlagen hätte. Die Differenzen beruhen wie
erwähnt auf unterschiedlichen Auffassungen bei Sonderfällen oder
aufgrund von administrativen oder organisatorischen Mängeln.
Diese werden. besprochen und;.nerLösung zugeführt.
Wie worstehend ausgeführt, wer .en dieBea~standungen der finanz-
kontrolle ernst genommen und le notwendigen Massnahmen durcb-
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gesetzt. Die Liegenschaftenverwaltung hält im ~Übrigen ihre Mieter-
schaftperiodisch zu vermehrter Sorgfalt bei der Erfassung der Um-
'Sätze und zu ordnungsgemässer Buchhaltung an. Diese Aufforde-
rungen erfolgen im Rahmen von allgemeinen Rundschreiben oder
.im Einzelfall entweder auf dem Korrespondenzweg oder in Form
eines persönlichen Gespräches.
Angesichts der erwähnten Zahl von Beanstandungen und den bis-
herigen geringen Nachbelastungen erhärten sich die Vermutungen in
der Anfrage nicht und es besteht somit kein Anlass für zusätzliche
Kontrollmassnahmen. Eine deutlich verstärkte Überprüfung wäre in
Anbetracht der geschilderten Zahlen weder verwaltungsökonomisch
vertretbar, noch würde sie am Ergebnis im Wesentlichen etwas
ändern. Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang die er-
wähnte Festlegung eines Mindestmietzinses.
Auch die befürchteten Steuerausfälle wegen nicht deklarierter Um-
sätze können nicht bestätigt werden, da die Steuern auf dem Be-
triebsertrag und ni{;ht auf dem Umsatz erhoben werden.

Vordem Stadtrat
der Stadtschreiber

Dr. Martin Bmnner


